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Vorblatt 


Durchführungsgesetz zum Gesetz über einen Ausgleich 
für Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Durdi die am 27. Oktober 1969 vorgenommene Aufwertung der 
Deutschen Mark und infolge der direkten und indirekten Bin- 
dung der deutschen Agrarpreise an die EWG-Rechnungseinheit 
hat die deutsche Landwirtschaft eine jährliche Einkommensmin- 
derung von etwa 1,7 Milliarden Deutsche Mark. 

Durch das Aufwertungsausgleichsgesetz vom 23. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2381) ist ein Ausgleich für diese Einkom- 
mensminderungen über die Mehrwertsteuer (etwa 780 Millio- 
nen DM) und ein Ausgleich über Haushaltsmittel (920 Millio- 
nen DM) vorgesehen. 

B. Lösung 

Das hier vorliegende Durchführungsgesetz soll die Verteilung 
dieser im Haushalt eingesetzten 920 Millionen im einzelnen 
regeln. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

920 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. April 1970 

III/l — 70000 — Au 14/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende idi den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Durdiführungsgesetzes zum 
Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der Deutschen Mark auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Gesetzentwurf ist dem Herrn Präsidenten des Bundesrates 
am 13. März 1970 als besonders eilbedürftig zugeleitet worden. 
Die Stellungnahme des Bundesrates wird unverzüglich nach- 
gereicht werden. 

Brandt 
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Entwurf eines Durchführungsgesetzes 
zum Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der Aufwertung 
der Deutschen Mark auf dem Gebiet der Landwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze über die Verwendung 
der Ausgleichsmittel, Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Verwendung der Ausgleichsmittel 

Die der deutschen Landwirtschaft nach Artikel 1 
und Artikel 6 des Gesetzes über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft vom 23. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2381) jährlich zusätzlich bereit- 
zustellenden Mittel des Bimdeshaushalts werden 
verwendet: 

1. in den Haushaltsjahren 1970 und 1971 in Höhe 
von jeweils 920 Millionen Deutsche Mark als un- 
mittelbare Ausgleichsleistungen; 

2. im Haushaltsjahr 1972 in Höhe von 810 Millionen 
Deutsche Mark als unmittelbare Ausgleichslei- 
stungen und in Höhe von 1 10 Millionen Deutsche 
Mark für Struktur- oder Sozialmaßnahmen; 

3. im Haushaltsjahr 1973 in Höhe von 700 Millionen 
Deutsche Mark als unmittelbare Ausgleichslei- 
stungen und in Höhe von 220 Millionen Deutsche 
Mark für Struktur- oder Sozialmaßnahmen. Be- 
teiligt sich der Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
„Garantie", nach Artikel 2 Abs. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2464/69 über die auf dem Agrar- 
sektor infolge der Aufwertung der Deutschen 
Mark zu treffenden Maßnahmen (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 S. 4) an 
der Finanzierung des Aufwertungsausgleichs 
nicht oder mit einem Betrag von weniger als 
30 Millionen Rechnungseinheiten, so vermindert 
sich der für die unmittelbaren Ausgleichsleistun- 
gen und erhöht sich der für Struktur- oder Sozial- 
maßnahmen bestimmte Betrag um das Maß der 
geringeren Beteiligung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft: 

4. vom Haushaltsjahr 1974 an für Struktur- oder 
strukturbeeinflussende Sozialmaßnahmen. 


§ 2 

Arten der Ausgleichlsleistungen 

(1) Unmittelbare Ausgleichsleistungen im 
Sinne des § 1 sind die den einzelnen landwirt- 
schaftlichen Erzeugern zum Ausgleich der Folgen 
der Aufwertung der Deutschen Mark nach Maß- 
gabe der §§ 4 bis 8 zu gewährenden Beträge. 

(2) Struktur- oder Sozialmaßnahmen im Sinne 
des § 1 sind dazu bestimmt, die infolge der Auf- 
wertung der Deutschen Mark der deutschen Land- 
wirtschaft als Ganzes entstehenden Folgen mittel- 
bar dadurch auszugleichen, daß der strukturelle 
Anpassungsprozeß in der Landwirtschaft be- 
schleunigt, die soziale Sicherheit für die in der 
Landwirtschaft tätigen Menschen verbessert und 
die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft nach- 
haltig gestärkt wird. 

§ 3 

Landwirtschaftlidie Erzeuger 

Als landwirtschaftlicher Erzeuger im Sinne die- 
ses Gesetzes gilt, wer 

1. landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. September 1965 (Bimdesgesetzbl. I 

S. 1448), zuletzt geändert durch das Vierte 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 29. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1017), 
ist oder 

2. als Unternehmer, ohne die Voraussetzungen 
der Nummer 1 zu erfüllen, einen landwirt- 
schaftlichen Betrieb von mehr als einem Hek- 
tar landwirtschaftlicher Nutzfläche bewirt- 
schaftet; dabei ist Unternehmer, unabhängig 
von der gewählten Rechtsform, derjenige für 
dessen Rechnung das Unternehmen geht. Als 
landwirtschaftlicher Betrieb im Sinne dieses 
Gesetzes gilt jeder auf die Gewinnung pflanz- 
licher oder tierischer Erzeugnisse durch Bo- 
denbewirtschaftung oder durch mit Bodenbe- 
wirtschaftung verbundene Tierhaltung, insbe- 
sondere auf Ackerbau, Wiesen- oder Weide- 
wirtschaft, Gemüse-, Obst-, Garten- oder 
Weinbau, Teichwirtschaft oder Fischzucht aus- 
gerichtete Betrieb. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Unmittelbare Ausgleichsleistungen 

§ 4 

Abgrenzung und Umfang 
der unmittelbaren Ausgleichsleistungen 

(1) Unmittelbare Ausgleidisleistungen werden 
landwirtschaftlichen Erzeugern gewährt, die in dem 
jeweils maßgebenden Jahr im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes einen landwirtschaftlichen Betrieb be- 
wirtschaften. 

(2) Bemessungsgrundlage der unmittelbaren Aus- 
gleichsleistungen sind die in dem jeweiligen Jahr 
landwirtschaftlich genutzten Flächen nach Maßgabe 
der folgenden drei Gruppen: 

Erste Gruppe: 

landwirtschaftlich genutzte Fläche, soweit nicht 
in der zweiten oder dritten Gruppe enthalten. 

Zweite Gruppe: 

Anbauflächen von Zuckerrüben, Futterrüben, 
Kartoffeln und Ölfrüchten zur Körnergewinnung, 

Dritte Gruppe: 

Anbauflächen von Obstanlagen und Gemüse, 
sowie Grundflächen der Unterglaskulturen. 

(3) Zur Berechnung der unmittelbaren Ausgleichs- 
leistungen wird je Hektar bei der ersten Gruppe der 
Koeffizient 1, bei der zweiten Gruppe der Koeffi- 
zient 1,5, bei der dritten Gruppe der Koeffizient 4 
angewandt. 

(4) Bei der Festsetzung der unmittelbaren Aus- 
gleichsleistungen je Betrieb bleibt ein Pauschalbe- 
trag unberücksichtigt, der dem Ausgleichsbetrag für 
einen Hektar der ersten Gruppe entspricht. 

(5) Der Ausgleichsbetrag je Hektar jeder Gruppe 
wird jährlich unter Zugrundelegung der landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen nach Abzug der in Ab- 
satz 4 genannten Pauschalbeträge sowie der nach 
§ 5 voraussichtlich benötigten Mittel durch Rechts- 
verordnung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen festgelegt; die 
Rechtsveror^inung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

(6) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen und mit Zustimmung des Bundes- 
rates jährlich den für die Bemessung der unmittel- 
baren Ausgleichsleistungen nach Absatz 2 maßge- 
benden Zeitpunkt der Bewirtschaftung zu bestim- 
men. Im Falle eines Besitzwechsels an landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen wird die unmittelbare 
Ausgleichsleistung für diese Flächen dem landwirt- 
schaftlichen Erzeuger gewährt, der die Flächen zu 
dem nach Satz 1 bestimmten Zeitpunkt bewirtschaf- 
tet hat. 


§ 5 

Sonderbestimmungen bei Betriebsaufgabe 

(1) Landwirtschaftliche Erzeuger, die in den Jah- 
ren 1970 bis 1972 ihre landwirtschaftliche Nutz- 
fläche an andere landwirtschaftliche Erzeuger ver- 
äußern oder auf mindestens zwölf Jahre verpachten 
oder als Pächter oder sonstige Nutzungsberechtigte 
zurückgeben, können anstatt der unmittelbaren Aus- 
gleichleistungen nach § 4 einen einmaligen Betrag 
je Hektar landwirtschaftlich genutzter Flächen er- 
halten. Voraussetzung ist, daß der vom abgebenden 
landwirtschaftlichen Erzeuger bewirtschaftete land- 
wirtschaftliche Betrieb das Vierfache der nach § 1 
Abs. 4 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte festgesetzten Mindesthöhe für eine Existenz- 
grundlage nicht überschreitet und daß der vom über- 
nehmenden landwirtschaftlichen Erzeuger bewirt- 
schaftete landwirtschaftliche Betrieb das Zweifache 
der genannten Mindesthöhe für eine Existenzgrund- 
lage nicht unterschreitet. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Betrag beläuft sich 
bei einer Abgabe der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche im Jahre 1970 auf das 3,6fache, bei einer Ab- 
gabe im Jahre 1971 auf das 2,6fache und bei einer 
Abgabe im Jahre 1972 auf das l,8fache des nach § 4 
Abs. 5 festgesetzten Betrages je Hektar landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche der zweiten Gruppe. Hat 
der abgebende landwirtschaftliche Erzeuger für das 
Jahr der Abgabe der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche bereits die Ausgleichsleistung nach § 4 er- 
halten, so ist diese auf den Ausgleichsbetrag nach 
Absatz 1 anzurechnen. 

(3) Einer Veräußerung oder Verpachtung nach 
Absatz 1 steht es gleich, wenn der landwirtschaft- 
liche Erzeuger seine landwirtschaftliche Nutzfläche 
an andere als die dort genannten Übernehmer ver- 
äußert oder verpachtet, sofern hierdurch eine Ver- 
besserung der Agrar- oder der Infrastruktur erreicht 
wird. 

(4) Der Anwendung der Absätze 1 und 3 steht es 
nicht entgegen, wenn der landwirtschaftliche Erzeu- 
ger die Hofstelle, das Ödland und die forstwirt- 
schaftliche Nutzfläche zurückbehält. 

(5) Unberührt bleibt der Anspruch des überneh- 
menden landwirtschaftlichen Erzeugers auf unmittel- 
bare Ausgleichsleistungen der von ihm übernom- 
menen landwirtschaftlich genutzten Fläche in den 
auf das Jahr der Übernahme folgenden Jahren. 

(6) Landwirtschaftliche Erzeuger, die ihre land- 
wirtschaftlich genutzte Fläche ganz oder teilweise 
erstmals aufforsten, können anstelle der unmittel- 
baren Ausgleichsleistungen nach § 4 einen einmali- 
gen Betrag je Hektar der aufgeforsteten Fläche 
erhalten, wenn die Erstaufforstung der Verbesserung 
der Agrar- oder der Infrastruktur dient. Absatz 2 
gilt entsprechend. 

(7) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen, im Benehmen mit dem Bundesminister 
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für Wirtschaft und mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen eine 
Verbesserung der Agrar- oder der Infrastruktur in 
den Fällen der Absätze 3 und 6 angenommen werden 
kann. 

§ 6 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Der unmittelbare Ausgleich wird von den 
landwirtschaftlichen Alterskassen (§16 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte) durchgeführt. 
Soweit die landwirtschaftlichen Alterskassen landes- 
unmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, werden sie im Auftrag des Bundes tätig. Soweit 
die landwirtschaftlichen Alterskassen bundesunmit- 
telbare Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 
unterliegen sie bei der Ausführung dieses Gesetzes 
den Weisungen des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 

(2) Die Ausgleichsleistungen werden in den Fäl- 
len des § 3 Nr. 1 von Amts wegen, in den Fällen 
des § 3 Nr. 2 und des § 5 auf Antrag gewährt. Be- 
wirtschaftet ein Antragsberechtigter mehrere land- 
wirtschaftliche Betriebe, so ist für jeden Betrieb ein 
besonderer Antrag erforderlich. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen, im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung, in den Fäl- 
len des § 5 auch im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft, mit Zustimmung des Bundes- 
rates das Nähere über das Verfahren, insbesondere 
über die Durchführung der von Amts wegen vorzu- 
nehmenden Ausgleichsleistungen, über Form und 
Frist der Anträge, über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand, über Art und Umfang der behörd- 
lichen Ermittlungen, über die Beweismittel zur Er- 
mittlung des Sachverhalts, sowie über Form, Begrün- 
dung und Bekanntgabe der zu erlassenden Ver- 
waltungsakte zu bestimmen. 

(4) Die Auszahlung der Ausgleichsleistungen 
nach den §§ 4 und 5 durch die landwirtschaftlichen 
Alterskassen soll in dem jeweils maßgebenden 
Haushaltsjahr erfolgen, für das sie bestimmt sind. 

§ 7 

Auskunftspflicht 

(1) Personen und nichtrechtsfähige Personenver- 
einigungen haben den landwirtschaftlichen Alters- 
kassen, den Landesrechnungshöfen und im Falle des 
§ 6 Abs. 1 Satz 3 auch dem Bundesrechnungshof auf 
Verlangen unverzüglich die Auskünfte zu erteilen, 
die zur Durchführung der durch dieses Gesetz oder 
auf Grund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben 
erforderlich sind. 

(2) Die von den in Absatz 1 genannten Behörden 
mit der Einholung von Auskünften beauftragten 
Personen sind befugt, Grundstücke und Geschäfts- 


räume des Auskunftspflichtigen zu betreten, dort 
Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und die 
geschäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen 
einzusehen. Der Auskunftspflichtige hat diese Maß- 
nahmen zu dulden, 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 8 

Rückzahlungsverpflichtungen 

Die Ausgleichsbeträge sind in voller Höhe zurück- 
zuzahlen, wenn der Ausgleichsberechtigte zu ihrer 
Erlangung unrichtige Angaben gemacht oder An- 
gaben unterlassen hat, die für die Beurteilung der 
Gewährung der Ausgleichsleistungen wesentlich 
sind. Die Ausgleichsleistungen sind in diesen Fällen 
vom Tage des Empfangs bis zur Rückzahlung mit 
zwei vom Hundert über dem Diskontsatz der Deut- 
schen Bundesbank, mindestens jedoch mit sechsein- 
halb vom Hundert zu verzinsen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorsdiriften 

§ 9 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 7 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt oder 
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2. entgegen § 7 Abs. 2 die Prüfung oder Besichtigung 
oder die Einsichtnahme in geschäftliche Unter- 
lagen nicht duldet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Sdilußbestimmungen 

§ 11 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) audi im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1 . 

Die am 27. Oktober 1969 vorgenommene Aufwer- 
tung der Deutschen Mark wirkt sich für die deutsche 
Landwirtschaft wesentlich stärker aus als für die 
gesamte übrige Wirtschaft. Außer den allgemeinen 
Aufwertungsfolgen, die nach ihrer Natur alle Wirt- 
schaftsbereiche treffen, erwachsen der deutschen 
Landwirtschaft infolge der direkten oder indirekten 
Bindung der deutschen Agrarpreise an die EWG- 
Rechnungseinheit sofort und unmittelbar wirkende 
Einkommensminderungen von jährlich 1,7 Milliarden 
Deutsche Mark. Diese spezifischen Aufwertungsver- 
luste haben der deutschen Landwirtschaft ein im 
Verhältnis zu den anderen Wirtschaftsbereichen be- 
sonderes Opfer im öffentlichen Interesse auferlegt. 

Die Bundesregierung hat daher in ihrer Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 die Zusage gege- 
ben, die als Folge der Aufwertung der Deutschen 
Mark um des Gemeinwohles willen hinzunehmende 
Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Lage der deut- 
schen Landwirtschaft durch geeignete Maßnahmen 
voll auszugleichen. 

2 . 

Ein Teilausgleich dieser Folgen wird durch das 
Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der Auf- 
wertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft (AufwAG) vom 23. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2381) verwirklicht. Durch Er- 
höhung des Mehrwertsteuersatzes bei gleichzeitiger 
Einräumung des Kürzungsanspruchs gegenüber der 
Finanzverwaltung fließt den landwirtschaftlichen Er- 
zeugern ein sofort, d. h. bei jedem Verkaufs Vorgang 
entstehender Verlustausgleich zu. Dieser Verlustaus- 
gleich beläuft sich auf rund 780 Millionen Deutsche 
Mark jährlich. Nach Artikel 1 in Verbindung mit 
Artikel 6 AufwAG ist der durch die Änderung und 
Ergänzung der Vorschriften des Umsatzsteuerrechts 
nicht gedeckte Teil der Aufwertungsverluste durch 
Bereitstellung von Mitteln im Bundeshaushalt aus- 
zugleichen, die zusätzlich zu dem in der mehrjähri- 
gen Finanzplanung des Bundes fortzuschreibenden 
Haushaltsansatz für die nationale Agrarpolitik (Ein- 
zelplan 10) treten. Die Bundesregierung hat dem- 
gemäß vom Haushaltsjahr 1970 an jährlich für Maß- 
nahmen der nationalen Agrarpolitik zusätzlich 920 
Millionen Deutsche Mark in den Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplans einzustellen und getrennt auszu- 
weisen. 

Artikel 6 Abs. 2 AufwAG bestimmt, daß dieser Teil 
des Ausgleichs nach Maßgabe eines besonderen 
Gesetzes nach Erlaß der erforderlichen Rechtsakte 
des Rates und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften gewährt wird. 


Der Rat hat in der Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 
vom 9. Dezember 1969 über die auf dem Agrarsektor 
infolge der Aufwertung der Deutschen Mark zu 
treffenden Maßnahmen (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 312 S. 4) die Bundesrepublik 
Deutschland ermächtigt, die Einkommensverluste der 
deutschen Landwirtschaft von jährlich 1,7 Milliarden 
Deutsche Mark auszugleichen. Dieser Ausgleich kann 
in den Jahren 1970 und 1971 in voller Höhe in Form 
direkter Erzeugerbeihilfen und 1972 und 1973 zum 
überwiegenden Teil in Form degressiv gestalteter 
direkter Erzeugerbeihilfen, im übrigen in Form von 
Struktur- oder Sozialmaßnahmen gewährt werden. 
Ab 1974 sieht der Entwurf einen Aufwertungsaus- 
gleich ausschließlich in Form von Struktur- oder 
Sozialmaßnahmen vor. 

3. 

Das nach Artikel 6 Abs. 2 AufwAG zu erlassende 
Gesetz soll entsprechend seiner Zielsetzung, den 
noch ausstehenden Teil des Aufwertungsausgleichs 
zu regeln, die Bezeichnung „Durchführungsgesetz 
zum Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft" erhalten. Ermächtigungsnorm ist 
Artikel 74 Nr. 17 GG (Förderung der Land- und 
Forstwirtschaft). 

Der Gesetzentwurf stellt in einem ersten Abschnitt 
(§§ 1 bis 3) Verwendungsgrundsätze über den Aus- 
gleich aus Mitteln des Bundeshaushalts auf, wobei 
er zwischen unmittelbaren Ausgleichsleistungen, die 
dem einzelnen Erzeuger, und mittelbaren über Struk- 
tur- oder Sozialmaßnahmen, die der Landwirtschaft 
als Ganzes zugute kommen, unterscheidet. Ferner 
wird der Empfängerkreis festgelegt. . 

Der zweite Abschnitt (§§ 4 bis 8) enthält die Rege- 
lungen über den Verteilerschlüssel der unmittel- 
baren Ausgleichsleistungen, über die Sonderbestim- 
mungen bei Betriebsaufgabe, sowie über das Ver- 
waltungsverfahren zur Durchführung des Ausgleichs. 

Hierbei war den Grundsätzen eines möglichst gerech- 
ten Ausgleichs, der Übereinstimmung mit dem Recht 
der Europäischen Gemeinschaften, der verwaltungs- 
mäßigen Praktikabilität, der Schnelligkeit der Aus- 
zahlung und der Kontrolle Rechnung zu tragen. Zur 
näheren Regelung eng umgrenzter Einzelfragen ist 
die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen vorgesehen. 

Der Ausgleichsbetrag je Hektar landwirtschaftlich 
genutzter Fläche wird jährlich in Form einer Rechts- 
verordnung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen festgesetzt. 

Im vierten Abschnitt (§§ 9 und 10) sind Straf- und 
Bußgeldvorschriften enthalten, im fünften Abschnitt 
(§§ 11 und 12) die üblichen Schlußbestimmungen. 
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4. 

Bestimmungen über die Verwendung desjenigen 
Teils der Haushaltsmittel, die nach der Verordnung 
Nr. 2464/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 vom 
Jahre 1972 an nicht für direkte Beihilfen verwendet 
werden dürfen, sondern für Maßnahmen der Struk- 
tur- oder Sozialpolitik einzusetzen sind, konnten 
aus mehreren Gründen nicht in den Gesetzentwurf 
aufgenommen werden. Die Tatsache, daß die auf- 
wertungsbedingten Einkommensverluste der deut- 
schen Landwirtschaft seit dem 1. Januar 1970 ein- 
treten, erfordert zur Vermeidung von Liquiditäts- 
schwierigkeiten eine möglichst rasche Auszahlung 
der unmittelbaren Ausgleichsleistungen. Ob und in 
welchem Umfang zur Verteilung der für Struktur- 
oder Sozialmaßnahmen vom Jahre 1972 an zur Ver- 
fügung zu stellenden Haushaltsmittel Gesetze geän- 
dert oder neue Gesetze erlassen werden müssen, 
läßt sich zur Zeit noch nicht überblicken. Angesichts 
der Notwendigkeit, den Aufwertungsausgleich so 
rasch wie möglich anlaufen zu lassen, erscheint es 
der Bundesregierung nicht vertretbar, das Gesetz- 
gebungsverfahren durch Regelungen zu verzögern, 
die ohnehin erst 1972 wirksam werden können. 

5. 

Der Bundeshaushalt wird mit einer Ausgabe von 
920 Millionen Deutsche Mark jährlich belastet. In- 
wieweit dieser Betrag in dem betreffenden Haus- 
haltsjahr auch tatsächlich ausgezahlt werden kann, 
hängt davon ab, ob 

a) eine restlose Auszahlung verfahrenstechnisch 
möglich ist, oder 

b) die Festsetzung des Ausgleichsbetrags je Hektar 
(§ 4 Abs. 5) und des einmaligen Betrages je Hek- 
tar (§5 Abs. 2) einen Gesamtauszahlungsanspruch 
von nicht weniger als 920 Millionen Deutsche 
Mark zur Folge hat. 

Wenn aus einem dieser Gründe die Auszahlungen 
in einem Haushaltsjahr hinter 920 Millionen Deut- 
sche Mark Zurückbleiben, kann ein Betrag in Höhe 
der Minderausgaben als Ausgaberest auf das fol- 
gende Haushaltsjahr übertragen werden. Der Inan- 
spruchnahme solcher Ausgabereste darf der Bundes- 
minister der Finanzen u. a. nur zustimmen, wenn in 
demselben oder einem anderen Einzelplan Ausgaben 
in gleicher Höhe bis zum Ende des laufenden Haus- 
haltsjahres nicht geleistet werden (BHO § 45 Abs. 3). 
Um die danach erforderliche Restedeckung gering 
zu halten, soll in die jeweiligen Haushaltspläne 
— neben dem Betrag von 920 Millionen Deutsche 
Mark — eine Verpfliditungsermächtigung (BHO §§ 6 
und 16) in Höhe von jeweils 80 Millionen Deutsche 
Mark eingestellt werden. Hierdurch soll die Fest- 
setzung des Ausgleichsbetrags je Hektar in einer 
solchen Höhe ermöglicht werden, daß die Mittel im 
laufenden Haushaltsjahr möglichst ohne Restebil- 
dung weitgehend verbraucht werden und abfließen. 

6 . 

Die Ausgleichszahlungen an die Landwirtschaft nach 
diesem Gesetzentwurf werden produktneutral nach 


der landwirtschaftlich genutzten Fläche gewährt. Sie 
haben weder auf der Erzeuger- noch auf der Ver- 
braucherstufe Auswirkungen auf die Agrarpreise. 


II. Einzelbegründung 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze über die Verwendung 
der Ausgleichsmittel, Begriffsbestimmungen 

Zu § 1 

Verwendung der Ausgleichsmittel 
und 

zu § 2 

Arten der Ausgleichsleistungen 

Wegen des engen Sachzusammenhangs werden 
beide Bestimmungen zusammen erläutert. 

Nach der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
sind die der deutschen Landwirtschaft aus der Auf- 
wertung der Deutschen Mark vom 27. Oktober 1969 
entstehenden Einkommensminderungen voll auszu- 
gleichen. Die Aufwertung wirkt sich als Minderung 
der Verkaufserlöse bei den einzelnen Erzeugnis- 
gruppen unterschiedlich aus: sofort, unmittelbar und 
in voller Höhe des Aufwertungssatzes bei den 
Marktordnungserzeugnissen Getreide, Zuckerrüben, 
Ölsaaten und Milch; mittelbar und teilweise mit zeit- 
licher Verzögerung z. B. bei den Marktordnungser- 
zeugnissen Schweinefleisch, Eier, Geflügelfleisch, 
Rind- und Kalbfleisch, Obst und Gemüse; weniger 
stark über Preisinterdependenzen bei den Nicht- 
Marktordnungserzeugnissen, z. B. Tabak, Hopfen, 
Weinmost und anderen. Der Minderung der Ver- 
kaufserlöse steht eine durch die Aufwertung be- 
wirkte Verbilligung der Betriebsausgaben gegen- 
über, die sich vor allem in den Preisen für Import- 
Futtermittel und Düngemittel niederschlägt. Bei Be- 
rücksichtigung beider Faktoren ergeben sich durch 
die Aufwertung verursachte Einkommensverluste 
der deutschen Landwirtschaft von 1 ,7 Milliarden 
Deutsche Mark jährlich. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften ermächtigt 
demgemäß in der Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 
vom 9. Dezember 1969 die Bundesrepublik Deutsch- 
land, die Einkommensverluste der deutschen Land- 
wirtschaft in Höhe von jährlich 1,7 Milliarden Deut- 
sche Mark auszugleichen. 

Die besonderen Aufwertungswirkungen auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft waren bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 suspendiert, weil der Bundesrepublik 
Deutschland durch die Entscheidung 69/410 (EWG) 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. November 1969 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L. 290 vom 18. November 1969) 
die übergangsweise Beibehaltung der vor dem Tage 
der Aufwertung geltenden Agrarpreise zugestan- 
den worden war. 
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Nach Artikel 1 in Verbindung mit Artikel 6 AufwAG 
sind die durch die Änderung des Umsatzsteuerrechts 
nicht ausgeglichenen Aufwertungsfolgen durch die 
Bereitstellung von Mitteln des Bundeshaushalts in 
Höhe von jährlich 920 Millionen Deutsche Mark aus- 
zugleichen. Dieser Betrag ist im Einzelplan 10 zu 
veranschlagen, tritt zusätzlich zu dem normalen, in 
der mehrjährigen Finanzplanung festgelegten Haus- 
haltsansatz für die nationale Agrarpolitik und wird 
getrennt ausgewiesen. 

Die materielle Regelung des aus Mitteln des Bun- 
deshaushalts zu gewährenden Aufwertungsaus- 
gleichs ist nach Artikel 6 Abs. 2 AufwAG einem 
besonderen Gesetz Vorbehalten, dessen sachliche 
Grenzen sich aus den in bezug genommenen Rechts- 
akten der Europäischen Gemeinschaften ergeben. 
Der Entwurf sieht zwei Arten des Aufwertungsaus- 
gleichs vor: unmittelbare Ausgleichsleistungen und 
Maßnahmen der Struktur- oder Sozialpolitik. In § 2 
des Entwurfs ist eine Legaldefinition beider Arten 
enthalten. Danach sind unmittelbare Ausgleichs- 
leistungen (§ 2 Abs. 1) einkommenswirksame Zah- 
lungen, die unterschiedslos allen landwirtschaft- 
lichen Erzeugern, die eine nennenswerte Marktlei- 
stung erbringen, zu gewähren sind. Die unmittel- 
baren Ausgleichsleistungen sind auf den einzelnen 
Erzeuger bezogen und bilden — zusammen mit der 
Sonderform des Ausgleichs über die Änderung des 
Umsatzsteuerrechts — das Korrelat des Einkom- 
mensverlustes im Einzelfall. 

Der mittelbare Ausgleich in Form von Maßnahmen 
der Struktur- oder Sozialpolitik (§ 2 Abs. 2 des Ent- 
wurfs) verfolgt den Zweck, die Aufwertungsfolgen, 
die die Landwirtschaft als Ganzes zu tragen hat, ab- 
zufangen. Als einziger Wirtschaftszweig ist sie von 
Aufwertungsfolgen betroffen, die über das allen 
zugemutete Maß hinausgeben. Ihr muß daher die 
Möglichkeit gegeben werden, sich der durch die Auf- 
wertung bedingten veränderten Lage anzupassen. 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und strukturbeeinflussenden Sozialmaßnahmen sind 
hierzu das geeignete Mittel, da sie der Gefahr einer 
Strukturkonservierung entgegenwirken, die mit auf 
Dauer angelegten flächenbezogenen Ausgleichsmaß- 
nahmen verbunden ist. Die erstrebte Verbesserung 
der sozialen Sicherheit für die in der Landwirtschaft 
tätigen Menschen und die nachhaltige Stärkung der 
wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft stellen Fak- 
toren dar, die den in der Landwirtschaft verbleiben- 
den wie den aus ihr ausscheidenden Menschen zu- 
gute kommen. Durch ihre positiven Wirkungen sind 
sie mittelbar geeignet, die Einkommensverluste in- 
folge der Aufwertung langfristig aufzufangen. Der 
Gesetzgeber hält sich in dem ihm zustehenden wei- 
ten Ermessensspielraum der Wirtschaftsförderung, 
wenn er im Rahmen des Aufwertungsausgleichs 
Struktur- oder sozialpolitischen Ziele mitberück- 
sichtigt. 

Hinsichtlich der Aufteilung der Ausgleichsmittel auf 
unmittelbare Ausgleichsleistungen und Struktur- 
oder Sozialmaßnahmen trägt der Gesetzentwurf dem 
Artikel 1 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 
des Rates Rechnung, der eine Verringerung der 
unmittelbaren Ausgleichsleistungen und eine Erhö- 


hung der Struktur- oder Sozialmaßnahmen um das 
Maß der Degressivität der Gemeinschaftsbeteiligung 
an der Finanzierung des Aufwertungsausgleichs vor- 
schreibt. 

Aus dieser Anknüpfung an das Recht der Europä- 
ischen Gemeinschaften ergibt sich, daß der Aufwer- 
tungsausgleich in den Haushaltsjahren 1970 und 1971 
voll, d. h. in Höhe von jeweils 920 Millionen Deut- 
sche Mark für unmittelbare Ausgleichsleistungen zu 
verwenden ist (Nr. 1), im Haushaltsjahr 1972 — in- 
folge der Degression der Gemeinschaftsfinanzierung 
um 30 Millionen Rechnungseinheiten — in Höhe von 
810 Millionen Deutsche Mark für unmittelbare Aus- 
gleichsleistungen und von 110 Millionen Deutsche 
Mark für Struktur- oder Sozialmaßnahmen (Nr. 2). 
über die Verwendungsanteile der Ausgleichsmittel 
im Haushaltsjahr 1973 (Nr. 3) trifft der Gesetz- 
entwurf eine alternativ gefaßte Bestimmung, weil 
noch nicht feststeht, ob und in welchem Umfang sich 
der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft im Jahre 1973 an der Finan- 
zierung des Aufwertungsausgleichs beteiligt und 
sich das Maß der Degression daher nicht genau vor- 
herbestimmen läßt. Die Degression wird nach der 
genannten Ratsverordnung mindestens weitere 
30 Millionen Rechnungseinheiten (110 Millionen 
Deutsche Mark) und höchstens weitere 60 Millionen 
Rechnungseinheiten (220 Millionen Deutsche Mark) 
betragen. Der Anteil der unmittelbaren Leistungen 
am Aufwertungsausgleich wird daher höchstens 
700 Millionen und mindestens 590 Millionen Deut- 
sche Mark, der Anteil der Struktur- oder Sozial- 
maßnahmen mindestens 220 Millionen und höchstens 
330 Millionen Deutsche Mark betragen. 

Für 1974 und die folgenden Haushaltsjahre (Nr. 4) 
sieht der Entwurf einen Aufwertungsausgleich aus- 
schließlich in Gestalt von Struktur- oder Sozialmaß- 
nahmen vor. Damit trägt er einerseits dem im EWG- 
Recht verankerten Grundsatz der Degressivität di- 
rekter Ausgleichszahlungen Rechnung und kommt 
andererseits dem Auftrag des Artikels 6 Abs. 2 
AufwAG nach, der keine Befristung der Ausgleichs- 
maßnahmen enthält. 

Zu § 3 

Landwirtschaftliche Erzeuger 

Diese Bestimmung enthält die Abgrenzung des Krei- 
ses der Anspruchsberechtigten auf unmittelbare Aus- 
gleichszahlungen sowie eine Definition des Begriffs 
„landwirtschaftlicher Betrieb". 

Zu den Anspruchsberechtigten gehören nach Nr. 1 
ohne Rücksicht auf die Größe des landwirtschaft- 
lichen Betriebes alle landwirtschaftlichen Erzeuger, 
soweit sie Mitglied einer landwirtschaftlichen Alters- 
kasse oder der Alterskasse für den Gartenbau sind. 
Damit werden rund 835 000 Betriebe erfaßt. Das sind 
ungefähr 72 v. H. aller Betriebe im Bundesgebiet 
von mehr als einem Hektar landwirtschaftlicher 
Nutzfläche. Da es sich bei den Alterskassenbetrieben 
um solche handelt, die nach § 1 Abs. 4 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte über eine land- 
wirtschaftliche Existenzgrundlage verfügen, erübrigt 
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sich die Festlegung einer unteren Grenze. Es ist 
davon auszugehen, daß für die Alterskassenbetriebe 
audi im unteren Größenbereidi der Verkauf von 
landwirtsdiaftlidien Produkten die hauptsächliche 
Einkommensgrundlage darstellt, die durch die Auf- 
wertung der Deutschen Mark beeinträchtigt wird. 

Ferner gehören nach Nr. 2 zu den Anspruchsbe- 
rechtigten alle landwirtschaftlichen Erzeuger, die 
einen Betrieb von mindestens einem Hektar land- 
wirtschaftlicher Nutzfläche bewirtschaften. Die 
Rechtsform des Betriebes ist unerheblich. Eine der- 
artige Regelung ist notwendig, um auch landwirt- 
schaftliche Betriebe, deren Inhaber juristische Per- 
sonen sind, in die Ausgleichsleistungen einzubezie- 
hen, da diese nicht Mitglieder einer Alterskasse sein 
können. Die Grenze von einem Hektar landwirt- 
schaftlicher Nutzfläche wurde gewählt, weil davon 
auszugehen ist, daß insbesondere unter Berücksichti- 
gung des Eigenverbrauchs unterhalb dieser Grenze 
keine nennenswerten Marktleistungen erbracht wer- 
den und damit auch keine Auf wertungs Verluste ent- 
stehen. 

Durch die Abgrenzung des Berechtigtenkreises nach 
Nr. 1 und 2 werden etwa 86 v. H. aller landwirt- 
schaftlichen Betriebe und 99 v. H. der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche des Bundesgebietes erfaßt. 
In die Ausgleichsleistungen sind nach dieser Ab- 
grenzung auch die landwirtschaftlichen Nutzflächen 
solcher Betriebe einbezogen, die auf Grund der 
steuerlichen Bestimmungen (§51 Bewertungsgesetz 
1965) als gewerbliche Betriebe behandelt werden 
und von den Vergünstigungen der Sonderregelung 
der Mehrwertsteuer auf Grund des Aufwertungsaus- 
gleichsgesetzes ausgeschlossen sind. Diese Regelung 
ist vertretbar, da nach § 4 des Gesetzentwurfs als 
Bemessungsgrundlage für die Ausgleichsleistungen 
die landwirtschaftlich genutzte Fläche gewählt wird. 

Bei der Definition des landwirtschaftlichen Betriebes 
handelt es sich um eine allgemein anerkannte Be- 
griffsbestimmung, die auch in anderen Gesetzen 
ihren Niederschlag gefunden hat, wie z. B. im Gas- 
ölverwendungsgesetz Landwirtschaft und im Grund- 
stücksverkehrsgesetz. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Unmittelbare Ausgleichsleistungen 

Zu § 4 

Abgrenzung und Umfang der unmittelbaren Aus- 
gleichsleistungen 

Zu Absatz 1 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der jähr- 
lichen unmittelbaren Ausgleichsleistungen ist, daß 
der landwirtschaftliche Erzeuger in dem betreffen- 
den Jahr einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirt- 
schaftet, weil die Entstehung des Aufwertungsver- 
lustes von der Bewirtschaftung des Betriebes ab- 
hängt. Gibt der landwirtschaftliche Erzeuger seinen 
Betrieb auf, entfällt sein Ausgleichsanspruch, abge- 
sehen von der Sonderregelung des § 5. Der Anspruch 


für die von ihm abgegebenen Flächen geht an den 
übernehmenden Betrieb über, da die Schädigung 
durch die Aufwertung bei dem Verkauf von Erzeug- 
nissen aus dieser Fläche eintritt. 

Zu Absatz 2 

Bemessungsgrundlage für die unmittelbaren Aus- 
gleichsleistungen ist die landwirtschaftlich genutzte 
Fläche. Dadurch wird sichergestellt, daß Brachflächen, 
insbesondere die sogenannte Sozialbrache, nicht in 
den Ausgleich einbezogen werden, da ohne Nutzung 
der Flächen kein Aufwertungsschaden entsteht. Um 
Veränderungen in Umfang und Nutzung der Flächen 
zu berücksichtigen, sieht Absatz 2 vor, daß bei der 
jährlichen Festlegung der Ausgleichsbeträge von der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche im jeweiligen 
Jahr auszugehen ist. Eine jährliche Feststellung der 
Flächen ist notwendig, um den flächenmäßigen Ver- 
schiebungen Rechnung zu tragen. 

Die Aufwertungs Verluste sind je nach der Bodennut- 
zung unterschiedlich. Produkten, bei denen die Auf- 
wertung in voller Höhe des Aufwertungs satzes auf 
die Verkaufserlöse durchschlägt, stehen solche mit 
einer geringeren Aufwertungsinzidenz gegenüber. 
Diese Unterschiede konnten bei den Ausgleichsmaß- 
nahmen auf Grund des Aufwertungsausgleichsgeset- 
zes nicht berücksichtigt werden. Nach der Verord- 
nung Nr. 2464/69 des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften ist der Ausgleich über die Mehrwert- 
steuer auf den Gesamtausgleich anzurechnen. Eine 
genaue Berechnung von Betrieb zu Betrieb wäre je- 
doch nur anhand einer Buchführung aller Betriebe 
möglich. Uber derartige Buchführungsunterlagen ver- 
fügen in der Bundesrepublik nur ca. 70 OOO Betriebe. 
Die Masse der landwirtschaftlichen Betriebe ist da- 
her nicht in der Lage, die bei ihnen insgesamt ent- 
standenen Verluste und den darauf erfolgten Aus- 
gleich durch die Mehrwertsteuer zu erfassen und 
auszuweisen. Eine individuelle Verrechnung schei- 
det damit aus. Um dennoch eine möglichst gerechte 
Ausgleichsregelung zu finden, wurde eine größere 
Zahl möglicher Verteilungsschlüssel in enger Zusam- 
menarbeit mit der Wissenschaft und der Praxis ge- 
prüft, 'wobei sowohl dem Gesichtspunkt der Prakti- 
kabilität des Verfahrens als auch der Vereinbarkeit 
mit der Verordnung Nr. 2464/69 des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften Rechnung getragen wurde. 
Dabei stellt sich nach sorgfältiger Abwägung aller 
Vor- und Nachteile heraus, daß der gewählte diffe- 
renzierte Flächenschlüssel am besten geeignet ist. 

Der Schlüssel sieht eine Einteilung der landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen in drei Gruppen vor, 
wobei die Anbaufläche unter Berücksichtigung der 
Aufwertungsinzidenz und der Intensität der Boden- 
nutzung differenziert worden ist. Gruppe 1 erfaßt 
die Fruchtarten mit den auf die Anbauflächen bezo- 
genen relativ geringsten Auf wertungs Verlusten. Da- 
zu gehören insbesondere die verschiedenen Getrei- 
dearten, die Futterpflanzen und alle in den Grup- 
pen 2 und 3 nicht erfaßten Flächen. In Gruppe 2 
werden dementsprechend die intensiveren landwirt- 
schaftlichen Fruchtarten und in Gruppe 3 Obstan- 
lagen, Gemüse und Unterglaskulturen erfaßt. Die 
höhere Bewertung der Gruppen 2 und 3 ergibt sich 
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aus den für diese Anbaufrüdite höheren Brutto- 
produktionswerten und dementsprechend höheren 
Aufwertungsverlusten je Flächeneinheit, wobei es 
sich bei den zugrunde gelegten Produktionswerten 
um durchschnittliche Werte handelt. Die Zusammen- 
fassung in Gruppen ist erforderlich, da sonst die 
Koeffizienten sehr stark differenziert werden müß- 
ten und dadurch die Durchführung und insbesondere 
Kontrolle des Ausgleichs sehr schwierig würden. Zu- 
dem verbietet die Verordnung Nr, 2464/69 des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften einen produktbe- 
zogenen Ausgleich. 

Es ist nicht notwendig, eine besondere Regelung für 
tierische Produkte zu treffen. Denn die tierische Ver- 
edelungsproduktion wird — soweit sie auf betriebs- 
eigener Futtergrundlage betrieben wird — über die 
Futterfläche berücksichtigt. Bei dem Teil der tieri- 
schen Veredelungsproduktion, der auf zugekauften 
Futtermitteln basiert, erfolgt der Ausgleich bei land- 
wirtschaftlichen Betrieben außer über die Mehrwert- 
steuerbegünstigung auf Grund des Aufwertungsaus- 
gleichsgesetzes über die aufwertungsbedingte Preis- 
verbilligung der Zukauffuttermittel. 

Zu Absatz 3 

Die Bestimmung enthält die für die Ermittlung der 
Flächenausgleichsbeträge zugrunde zu legenden Ko- 
effizienten. Diese Koeffizienten ergeben sich wie 
folgt: Ausgehend von den durchschnittlichen Produk- 
tionswerten je Hektar für die drei in Absatz 2 ge- 
nannten Gruppen wurden die Aufwertungsverluste 
abzüglich des Ausgleichs über die Mehrwertsteuer 
ermittelt, der Betrag für die Gruppe 1 = 100, und 
die Beträge der Gruppen 2 und 3 hierzu in Relation 
gesetzt. Die jährlich für den Direktausgleich zur Ver- 
fügung stehende Ausgleichssumme wird sodann 
unter Berücksichtigung des jeweiligen Flächenanteils 
aufgeteilt. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung geht davon aus, daß die landwirt- 
schaftlichen Erzeuger einen Teil ihrer betrieblichen 
Erzeugung selbst verbrauchen. Dieser Eigenver- 
brauch wird von der Aufwertung nicht berührt, so 
daß es auch nicht berechtigt ist, hierfür einen Aus- 
gleich zu gewähren. Der Eigenverbrauch entspricht 
wertmäßig in etwa dem Produktionswert eines Hek- 
tars der Fläche der ersten Gruppe. Um zu vermeiden, 
daß bei Betrieben mit ausschließlichen Intensivkul- 
turen ein ungerechtfertigt hoher Abzug erfolgt, ist 
der Abzug eines pauschalen DM-Betrages für alle 
Gruppen vorgesehen. 

Zu Absatz 5 

Eine jährliche Festsetzung des Ausgleichsbetrages ist 
im Hinblick auf die Begrenzung der Mittel für un- 
mittelbare Ausgleichsleistungen, auf Grund der nach 
der Verordnung Nr. 2464/69 des Rates vorgeschrie- 
benen Degression, im Hinblick auf die Sonderbestim- 
mungen des § 5 des Gesetzentwurfs sowie auf Grund 
der jährlich eintretenden Flächen Veränderung erfor- 
derlich. Einer Zustimmung des Bundesrates zu dieser 
Verordnung bedarf es nicht, da es sich hier nur um 
eine aus Gründen der Rechtssicherheit formalisierte 
Bekanntmachung handelt. 


Zu Absatz 6 

Um eine einheitliche Rechtsanwendung, insbeson- 
dere eine eindeutige Erkennbarkeit der nach Ab- 
satz 1 Ausgleichsberechtigten zu gewährleisten, ist 
es erforderlich, den für die Bemessung der unmittel- 
baren Ausgleichsleistungen maßgebenden Zeitpunkt 
der Bewirtschaftung zweifelsfrei zu bestimmen. Dies 
geschieht jährlich durch Rechtsverordnung des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen und mit Zustimmung des Bundesrates. 
Satz 2 stellt klar, daß der Ausgleichsanspruch für 
landwirtschaftlich genutzte Flächen ausschließlich 
dem landwirtschaftlichen Erzeuger zusteht, der sie 
zu dem in der Rechtsverordnung bestimmten Zeit- 
punkt bewirtschaftet hat. 

Zu § 5 

Sonderbestimmungen bei Betriebsaufgabe 
Zu Absatz 1 

Jeder an die Fläche gebundene Ausgleich wirkt sich 
hemmend auf den Strukturwandel der Landwirt- 
schaft aus. Um eine solche Wirkung möglichst zu 
vermeiden, ist vorgesehen, daß anstelle des jähr- 
lichen Flächenausgleichs bei Aufgabe der landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen ein einmaliger Betrag 
als Abfindung gezahlt werden kann. Die Begrenzung 
dieser Möglichkeit nach der Betriebsgröße für. den 
abgebenden Betrieb ist notwendig, um die Abfin- 
dungsbeträge im Rahmen der Gesamtsumme der un- 
mittelbaren Ausgleichsleistungen in Grenzen zu hal- 
ten. Andererseits darf die Große des aufnehmenden 
landwirtschaftlichen Betriebes nicht zu niedrig ange- 
setzt werden, um den strukturellen Effekt nicht auf- 
zuheben. Der strukturelle Effekt ist um so eher ge- 
währleistet, je mehr die Regelung des § 5 im Zusam- 
menhang mit den strukturwirksamen Sozialmaßnah- 
men (Landabgaberente, Landabgabeprämie) gese- 
hen wird, da die Abfindung zusätzlich zu den zuletzt 
genannten Maßnahmen gewährt werden kann. 

Zu Absatz 2 

Die Koeffizienten zur Berechnung der Abfindungs- 
beträge berücksichtigen die auf Grund der Verord- 
nung Nr. 2464/69 des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vorgeschriebenen Degression der un- 
mittelbaren Ausgleichsleistungen. Diese Koeffizien- 
ten werden angewandt auf die sich in den Jahren 
1970, 1971 und 1972 nach § 4 Abs. 5 ergebenden 
Ausgleichsbeträge für die zweite Gruppe. Der Wert 
der zweiten Gruppe wurde gewählt, um den Anreiz 
zur Betriebsaufgabe zu vergrößern. Die Anrech- 
nungsklausel nach Satz 2 ist erforderlich, um Doppel- 
zahlungen für die gleiche Fläche an den gleichen 
landwirtschaftlichen Erzeuger auszuschließen. 

Zu Absatz 3 

Als Strukturverbesserung sind die Verbesserung der 
Agrarstruktur und der Infrastruktur im ländlichen 
Raum anzusehen. Danach ist die Voraussetzung des 
Absatzes 3 erfüllt, wenn juristische Personen des 
öffentlichen oder privaten Rechts, die sich mit Auf- 
gaben der Strukturverbesserung befassen (z. B. Teil- 
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nehmergemeinschaften nach dem Flurbereinigungs- 
gesetz, Gebietskörperschaften, Siedlungsgesellschaf- 
ten), die abgegebenen Grundstücke erwerben oder 
pachten. 

Zu Absatz 4 

Zur Erreichung des strukturellen Effektes ist es 
nicht erforderlich, daß der landwirtschaftliche Er- 
zeuger neben der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
auch seine Hofstelle, Ödland und forstwirtschaft- 
lichen Nutzflächen aufgibt. Da Hof- und Wohnstelle 
in der Regel zusammenliegen, würde die Aufgabe- 
bereitschaft von landwirtschaftlichen Nutzflächen bei 
Einbeziehung der Hofstelle in die Abgabepflicht ge- 
hemmt werden. Im übrigen würde eine derartige 
Bestimmung einer Abwanderung aus dem ländlichen 
Raum Vorschub leisten. 

Zu Absatz 5 

Um die Aufnahmebereitschaft für landwirtschaftlich 
genutzte Flächen zu fördern, deren bisherige Be- 
wirtschafter aus der Produktion ausscheiden, ist vor- 
gesehen, daß die übernommenen Flächen in den 
folgenden Jahren ausgleichsberechtigt bleiben. Ohne 
eine derartige Regelung wird die Übernahmebereit- 
schaft — abgesehen von einigen Gebieten mit hoher 
Bodennachfrage — gering sein, weil die Produktion 
auf diesen Flächen durch die aufwertungsbedingte 
Preissenkung belastet ist. 

Da die für die Abfindung erforderlichen Mittel — 
jährlich etwa 20 Millionen Deutsche Mark — die 
Mittel für den Direktausgleich belasten, wird der 
unmittelbare jährliche Flächenausgleich reduziert. 
Diese Verringerung ist aber — auf den Hektar be- 
zogen — so geringfügig, daß sie im Hinblick auf die 
positive strukturelle Wirkung der Maßnahme ver- 
tretbar erscheint. 

Zu Absatz 6 

In einer Reihe von Fällen wird es für einen abgabe- 
bereiten Betriebsinhaber schwierig sein, die Voraus- 
setzung der Absätze 1 und 3 zu erfüllen, wohl aber 
kann er die Flächen über eine Aufforstung der Agrar- 
oder der Infrastrukturverbesserung nutzbar machen. 
Aus diesem Grunde wird die Abfindungsmöglichkeit 
für Betriebe geschaffen, die ihre landwirtschaftlich 
genutzten Flächen ganz oder teilweise aufforsten. 

Zu Absatz 7 

Da die Absätze 3 und 6 mit den Worten „Verbesse- 
rung der Agrar- oder der Infrastruktur" normative 
Begriffe von generalklauselartiger Weite verwen- 
den, ist es zum reibungslosen Gesetzvollzug und zur 
erleichterten Anpassung an veränderte Verhältnisse 
erforderlich, die Ausfüllung dieser Begriffe einer 
Rechts Verordnung vorzubehalten. 

Zu § 6 

Zuständigkeit und Verfahren 
Allgemeines zu § 6 Abs. 1 bis Abs. 3 

Die Bestimmung enthält teils echte Zuständigkeits- 
und Verfahrensregeln, teils materiell-rechtliche 


Normen, wie das Antragserfordernis in den Fällen 
des Absatzes 2. Aus Zweckmäßigkeitserwägungen 
sind beide in derselben Vorschrift zusammengefaßt. 

Zu Absatz 1 

Den landwirtschaftlichen Alterskassen wird durch 
diese Bestimmung die Aufgabe zugewiesen, den 
unmittelbaren Aufwertungsausgleich durchzuführen. 
Sie hat ihr gesetzgeberisches Vorbild in Artikel 5 
des Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 13. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 801). 
Wegen der organisatorischen Einheit von landwirt- 
schaftlichen Alterskassen und landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften ermöglicht diese Zuständig- 
keitsregelung eine schnelle Erfassung des größten 
Teils des anspruchsberechtigten Personenkreises. 

Dem Bund erwachsen aus der Durchführung des Aus- 
gleichs durch die Alterskassen keine Kosten. 

Zu Absatz 2 

Die landwirtschaftlichen Alterskassen führen den 
unmittelbaren Ausgleich, soweit er ihre Mitglieder 
betrifft, von Amts wegen durch. Das dabei anzu- 
wendende Verfahren wird durch Rechtsverordnung 
(Absatz 3) näher geregelt. Nichtmitgliedern (vgl. zu 
diesem Personenkreis die Erläuterungen zu § 3) 
gegenüber werden sie mangels eigener Unterlagen 
nur auf Antrag tätig. Der form- und fristgerecht ge- 
stellte Antrag gehört in diesen Fällen zu den mate- 
riellen Anspruchsvoraussetzungen, d. h. der Aus- 
gleichsanspruch entsteht erst mit der Antragstel- 
lung. 

Dasselbe gilt für die Gewährung des einmaligen 
Betrages bei Betriebsaufgabe nach § 5. Hier erfor- 
dert die eindeutige Feststellbarkeit des Aufgabe- 
willens, daß auch die Mitglieder von Alterskassen 
einen Antrag stellen. 

Bewirtschaftet ein Antragsberechtigter mehrere 
landwirtschaftliche Betriebe, so ist für jeden Betrieb 
ein besonderer Antrag erforderlich. Diese Klarstel- 
lung hat ihre Bedeutung für die Zuständigkeits- 
abgrenzung zwischen den einzelnen Alterskassen, 
für die sog. „Eingangsschwelle" des § 3 Abs. 2, für 
den Pauschalabzug nach § 4 Abs. 4 und für die Zu- 
ständigkeit der Behörden, denen gegenüber nach § 7 
eine Auskunftspflicht besteht. 

Zu Absatz 3 

Die Verfahrensregelung im einzelnen ist einer vom 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen und im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung in den Fäl- 
len des § 5 auch im Benehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft, mit Zustimmung des Bundes- 
rates zu erlassenden Rechtsverordnung Vorbehalten. 
Die Zustimmungsbedürftigkeit folgt aus Artikel 80 
Abs. 2 GG. Die Rechtsverordnung soll eine bundes- 
einheitliche Gesetzesanwendung gewährleisten. 

Die beispielhaft aufgeführten Materien (Durchfüh- 
rung des Verfahrens von Amts wegen, Antragsfri- 
sten und -formen, Wiedereinsetzung, Art und Um- 
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fang der behördlichen Ermittlungen, Beweismittel, 
Erlaß der erforderlichen Verwaltungsakte) stellen 
keinen abschließenden Katalog der im Wege der 
Rechtsverordnung zu erlassenden Verfahrensrege- 
lungen dar, 

Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermächtigungsnorm 
sind jedoch durch die Einschränkung auf das „Ver- 
fahren"' in Verbindung mit den ausdrücklich genann- 
ten Anwendungsfällen hinreichend konkretisiert. 

Zu Absatz 4 

Diese Sollvorschrift bezweckt, eine Auszahlung der 
Ausgleichsmittel in dem Jahr, in dem die Aus- 
gleichsansprüche entstanden sind, möglichst sicher- 
zustellen und damit Ausgabereste zu vermeiden. 

Zu §7 

Auskunftspflicht 
Zu Absatz 1 

Wegen der öffentlich-rechtlichen Zweckbindung, der 
die Geldleistungen auf Grund dieses Gesetzes unter- 
liegen, muß gewährleistet werden, daß nur Aus- 
gleichsberechtigte in Höhe ihres Ausgleichsanspruchs 
sie erhalten. Sie sind daher verpflichtet, auf Verlan- 
gen alle für die Feststellung ihres Anspruchs dem 
Grunde und der Höhe nach erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. Das Recht, Auskünfte einzuholen, steht 
den landwirtschaftlichen Alterskassen, den Landes- 
rechnungshöfen und — soweit landwirtschaftliche 
Alterskassen öffentlich-rechtliche Körperschaften des 
Bundes sind — dem Bundesrechnungshof zu. 

Zu Absatz 2 

Der Ergänzung der Auskunftspflicht dient das Prü- 
fungsrecht der in Absatz 1 genannten Behörden. Es 
dient der Richtigkeitskontrolle der den Ausgleichs- 
leistungen zugrunde liegenden Feststellungen tat- 
sächlicher Art. Die Vorschrift erstreckt sich auf die 
Verwaltungstätigkeit vor und nach der Zuerkennung 
oder Ablehnung einer Ausgleichsleistung und tritt 
als Spezialnorm neben die Verfahrensregelung des 
§ 6. Der Kreis der zuständigen Behörden ist gegen- 
über § 6 erweitert: durch die Einschaltung oberster 
Bundes- und Landesbehörden in die Prüfung soll 
die bestimmungsgemäße Verwendung der Aus- 
gleichsmittel ausnahmslos durchgesetzt werden. 


Zu §8 

Rückzahlungsverpflichtungen 

Die hier ausgesprochene Verpflichtung der den Aus- 
gleich durchführenden Behörden, auf unwahren An- 
gaben beruhende Ausgleichsbeträge zurückzufor- 
dern, stellen eine gesetzliche Konkretisierung des 
im allgemeinen Verwaltungsrecht anerkannten In- 
stituts der Rücknahme rechtswidriger begünstigen- 
der Verwaltungsakte dar. Die obligatorische Ver- 
zinsung der zu Unrecht empfangenen Beträge ent- 
spricht dem Schaden, den die öffentliche Hand in- 
folge unrichtiger Angaben erleidet. 

DRITTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

Zu §9 

Geheimhaltungspflicht 

Zu § 10 

Ordnungswidrigkeiten 

Dieser Abschnitt enthält die bei vergleichbaren 
gesetzlichen Regelungen üblichen Straf- und Buß- 
geldvorschriften. 

VIERTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

Zu §11 

Geltung in Berlin 

Die Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 12 

Inkrafttreten 

Das Gesetz regelt Tatbestände, die zum Teil seit 
dem 1. Januar 1970 entstanden sind und kann daher 
unverzüglich nach seiner Verkündung in Kraft 
treten. 
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